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Keine Subventionen für kleine Wasserwerke
Die Förderung sei ökonomisch unsinnig, sagen Wasserkraft-Lobbyisten und Naturschützer

VON JÜRG MEIER

BERN Der Bund will im Rahmen 
der Energiestrategie auch die 
Stromproduktion aus Wasserkraft 
ausbauen. Doch das Erreichen 
des gesetzten Zieles wird immer 
schwieriger. Vor kurzem ent-
schied das Bundesgericht, dass 
die Wasserstromproduzenten 
strengere Umweltrichtlinien ein-
halten müssen. Und nun fordern 
der Schweizerische Wasserwirt-
schaftsverband und Umweltorga-
nisationen, dass der Bund den 
Bau von kleinen Wasserkraftwer-

ken stoppt oder zumindest mas-
siv einschränkt. 

Heute erhalten kleine Wasser-
kraftanlagen bis zu einer Leistung 
von 10 Megawatt Ökostrom-För-
dergelder. Zum Vergleich: Das 
Kernkraftwerk Mühleberg kann 
fast 40-mal mehr Strom produ-
zieren. «Wegen dieser Förderung 
werden nun Kleinkraftwerke ge-
baut, obwohl sie kaum etwas zur 
Stromproduktion beitragen», kri-
tisiert Roger Pfammatter, Ge-
schäftsführer des Schweizeri-
schen Wasserwirtschaftsverban-
des. Gemäss Schätzungen des 

Verbandes könnten bis zu 800 
neue Klein- und Kleinstkraftwer-
ke dazukommen, wenn die bisher 
beim Bund eingegangenen Pro-
jekte alle umgesetzt würden. «Ins-
besondere bei den kleinsten An-
lagen steht die Belastung der Um-
welt in keinem Verhältnis zur 
Menge an Strom, die man erhält», 
warnt Pfammatter. Zudem führ-
ten diese Projekte zu Konflikten 
mit Umweltverbänden. 

Pfammatter fordert deshalb, 
dass für die Förderung der Was-
serkraft in Zukunft andere Krite-
rien angewendet werden. Nicht 

mehr die Grösse soll künftig ent-
scheiden, sondern die Wirkung 
der geplanten Anlage. Pro För-
derfranken sollte man möglichst 
viel Strom erhalten. 

Wasserkraft dort ausbauen, wo 
sie heute bereits genutzt wird

Damit könnten Erweiterungspro-
jekte von bestehenden Anlagen 
oder neue Grossprojekte Förder-
gelder erhalten. Es sei viel sinnvol-
ler, die Wasserkraft an jenen Or-
ten auszubauen, wo sie heute be-
reits stark genutzt werde, etwa 
durch die Erhöhung von Stau-

mauern. «Neue Kleinstkraftwerke 
an noch ungenutzten Gewässern 
finde ich hingegen schwer verdau-
lich», so Pfammatter.

In Sachen Wasserkraft kreuzt 
Pfammatters Verband üblicher-
weise die Klingen mit den Um-
weltverbänden. In dieser Frage 
herrscht aber für einmal Einigkeit. 
Gewässerexperte Luca Vetterli 
von Pro Natura Schweiz bestätigt: 
«Bei der Wasserkraft erhalten 
Kleinstanlagen bei weitem die 
höchsten Subventionssätze, ob-
wohl sie am wenigsten produzie-
ren.» Vetterli kritisiert nicht nur 

geringe Energieausbeute und ho-
he Umweltbelastung der kleinen 
Anlagen. Sie verursachten zudem 
einen gewaltigen Aufwand bei 
Projektierung und Prüfung durch 
Bewilligungsbehörden und Um-
weltverbände. «Das verzögert die 
Energiewende, weil dadurch sinn-
vollere Projekte blockiert wer-
den», so Vetterli.

Er fordert, dass künftig auch 
grosse Wasserkraftanlagen För-
dergelder vom Bund erhalten. 
Neuen Kleinstanlagen soll nach 
Meinung Vetterlis jedoch der Sub-
ventionshahn zugedreht werden. 

MARTIN JANSSEN

Banken tragen viel zum Wohlstand eines Landes 
bei, wenn sie unter den Bedingungen von Wett-
bewerb, Transparenz, wenig Bürokratie und mit  
der Möglichkeit, in Konkurs zu gehen, tätig sind.  
Können Banken ihre Dienstleistungen exportieren, 
kann die Wertschöpfung vor allem in einem kleinen 
Land wie der Schweiz deutlich grösser werden, als 
wenn allein im Inland verkauft wird.

Wichtig ist aber, dass das angeboten wird, was die 
Schweiz vergleichsweise gut herstellen kann. Es 
geht nicht um den kundenunabhängigen Ertrag 
eines Portfolios, der auch im Ausland nicht schlech-
ter und günstiger produziert werden kann. Es geht 
um kundenspezifische Qualität und die Diversifika-
tion nach Rechtsräumen, die gerade von einem 
selbstständigen, glaubwürdigen Rechtsstaat beson-
ders gut erstellt werden kann. Werden Bankgeheim-

nis und Rechtssicherheit 
weiter ausgehöhlt und um-
fasst die Kooperation mit 
dem Ausland gar den auto-
matischen Informations-
austausch, beschädigen wir 
den wichtigsten Produk-
tionsfaktor der Schweiz.

Dass die Diversifikation 
nach Rechtsräumen essen-
ziell ist, zeigt die Geschich-

te überdeutlich. Viele ausländische Staaten haben 
ihre Bürger in den letzten 100 Jahren aus politischen,  
religiösen oder rassistischen Gründen diskriminiert, 
eingekerkert und gar zu Millionen ermordet. Es wäre 
naiv anzunehmen, dass Informationen, die heute ge-
sammelt werden – Standorte, Bewegungen, Kontakte 
etc. –, nie wieder gegen einzelne Bürger eingesetzt 
würden. Und dass ausländische Behörden sich be-
sonders am Bankgeheimnis stören, das die Möglich-
keiten der finanziellen Repression respektive der zu-
künftigen Enteignung des Bürgers wenigstens an-
satzweise beschränkt, muss einem besonders zu den-
ken geben. Ginge es «nur» um Steuerhinterziehung, 
liessen sich einfache bilaterale Lösungen mit Ver-
rechnungs- respektive Abgeltungssteuern finden. Zu 
mehr sollte die Schweiz ohnehin nicht Hand bieten. 
Schon gar nicht langfristig und gratis und als einziges 
Land der Welt.

Noch ein Letztes: Die Forderung, wir müssten den 
inländischen Steuerbehörden gleich lange Spiesse 
gewähren wie den ausländischen und das Bankge-
heimnis im Inland abschaffen, ist ein doofes büro-
kratisches Argument. Als ob das Einknicken unserer 
Behörden gegenüber dem Ausland ein Grund wäre, 
unser Staatsverständnis zu ändern, wo der Bürger 
und nicht der Machtapparat des Staates im Zentrum 
steht.
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